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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Rechtsausschusses (6. Ausschuß) 


zu dem dem Deutschen Bundestag zugeleiteten Normenkontrollantrag 
gegen das Staatshaftungsgesetz — 2 BvF 1/81 — 


A. Problem 

Das Bundesverfassungsgericht hat den Normenkontrollantrag 
von fünf Landesregierungen gegen das Staatshaftungsgesetz 
dem Deutschen Bundestag zugeleitet und ihm Gelegenheit zur 
Stellungnahme bis zum 31. März 1982 gegeben. In dem Verfah- 
ren geht es um die Fragen der Gesetzgebungskompetenz und 
der Zustimmungsbedürftigkeit. 


B. Lösung 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit Mehrheit, daß der Bundes- 
tag eine Stellungnahme abgebe und hierfür als Prozeßvertre- 
ter zwei Mitglieder des Bundestages bestelle. 


C. Alternativen 

Die Opposition ist der Auffassung, daß für den Bundestag 
keine Veranlassung bestehe, sich an dem Verfassungsstreit- 
verfahren zu beteiligen. 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. sich zu dem Antrag 2 BvF 1/81 gegen das Staatshaftungsgesetz vom 26. Juni 
1981 (BGBl. I S. 553) dahin zu äußern, daß er vom Bundesverfassungsgericht 
abgelehnt werden soll, 

2. für die Abgabe der Stellungnahme als Prozeßvertreter die Mitglieder des Bun- 
destages Dr. Herta Däubler-Gmelin und Detlef Kleinert zu bestellen. 


Bonn, den 4. März 1982 


Der Rechtsausschuß 

Frau Dr. Däubler-Gmelin Gnädinger Dr. Klein (Göttingen) 

Vorsitzende Berichterstatter 


Bericht der Abgeordneten Gnädinger und Dr. Klein (Göttingen) 


Mit Schreiben vom 1. Dezember 1981 hat das Bun- 
desverfassungsgericht dem Deutschen Bundestag 
den Normenkontrollantrag (2 BvF 1/81) von fünf 
Landesregierungen gegen das Staatshaftungsgesetz 
vom 26. Juni 1981 (BGBl. I S. 553) zugeleitet Der 
Deutsche Bundestag hat gemäß § 77 des Bundesver- 
fassungsgerichtsgesetzes die Befugnis, sich zu der 
Verfassungsstreitsache zu äußern. Für die Äuße- 
rung ist dem Deutschen Bundestag vom Bundesver- 
fassungsgericht eine Frist bis zum 31. März 1982 ge- 
setzt worden. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt mit Mehrheit, daß 
der Deutsche Bundestag gegenüber dem Bundesver- 
fassungsgericht zu dem Normenkontrollantrag eine 
Äußerung in dem Sinne abgeben solle, daß der An- 
trag abgelehnt werde. Die Bestellung der beiden 
Prozeßvertreter wurde vom Rechtsausschuß ein- 
stimmig bei Enthaltung der Opposition beschlossen. 
Zur Begründung wird ausgeführt, daß es zwar die 
übliche Praxis des Bundestages sei, sich nur in Aus- 


nahmefällen zu Verfassungsstreitsachen zu äußern 
bzw. den Verfahren beizutreten. Ein solcher Ausnah- 
mefall sei hier gegeben, weil beim vorliegenden Nor- 
menkontrollantrag die staatsrechtlichen Interessen 
des Bundestages im besonderen berührt würden. 
Bei der Verfassungsstreitsache gehe es einmal um 
die Gesetzgebungskompetenz und zum anderen um 
die Frage der Zustimmungsbedürftigkeit. Ein weite- 
rer Punkt für die Beteiligung des Bundestages an 
dem Verfassungsstreitverfahren sei, daß sich auch 
der Bundesrat an diesem Verfahren beteiligen wer- 
de. 

Die Opposition vertritt demgegenüber die Auffas- 
sung, daß für den Bundestag keine zwingende Ver- 
anlassung bestehe, sich an dem Verfassungsstreit- 
verfahren zu beteiligen. Der besondere Grund für 
den Bundesrat bestehe darin, daß er das Staatshaf- 
tungsgesetz für zustimmungsbedürftig halte. Der 
Bundestag solle sich an seine bisherige Linie halten 
und sich zu der Verfassungsstreitsache nicht äu- 
ßern. 


Bonn, den 4. März 1982 


Gnädinger Dr. Klein (Göttingen) 

Berichterstatter 
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